
Anlage 2  

Hinweise zur Aufstellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung in der Straßenplanung 
(saP)  

(Fassung mit Stand 08/2018) 

Ablaufschema zur Prüfung des Artenschutzes  

 

Europäischer Artenschutz Nationaler Artenschutz 

Unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe, die nach § 17 (1) oder (3) BNatSchG zugelassen oder von einer Behörde durchgeführt werden  

Arten des Anhangs IV  

der FFH-Richtlinie 

europäische Vogelarten 
i. S. v. Art. 1 VSchRL 

„Verantwortungsarten“ nach § 54 

Absatz 1 Nr. 2 BNatSchG 

Diese Regelung ist derzeit noch nicht 
anwendbar, da erst mit Erlass einer 

neuen Bundesartenschutzverordnung 
durch das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, Bau und nukleare 
Sicherheit mit Zustimmung des Bun-

desrates die Arten in einer Neufassung 
bestimmt werden müssen.  

weitere national besonders  
und streng geschützte Arten  

Spezielle artenschutzrechtliche Prüfungen auf Einzelarten-Niveau 

Berücksichtigung mit grundsätzlich 
indikatorischem Ansatz in der land-

schaftspflegerischen Begleitplanung 

    

1. Relevanzprüfung: Projektspezifische Ermittlung des prüfungsrelevanten Artenspektrums 

 Für welche Arten kann eine verbotstatbestandliche Betroffenheit entsprechend der einschlägigen Verbotstatbestände mit 

hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden? 

Die artenschutzrechtliche Privilegierung 

des § 44 Abs. 5 BNatSchG setzt die kor-

rekte Anwendung der naturschutzrecht-

lichen Eingriffsregelung und die damit 

verbundene Pflicht zur Prüfung des 

Vermeidungsgebots voraus (§ 15 

BNatSchG). 

Daher, und um dem Schutzbedürfnis 

dieser Arten gerecht zu werden, sind 

diese Arten in allen Phasen der Ein-

griffsregelung (Bestandsaufnahme - 

Eingriffsermittlung – Vermeidung – Aus-

gleich – Ersatz – Abwägungsentschei-

dung) zu berücksichtigen.  

Die Beeinträchtigungen werden bezüg-

lich dieser Arten jedoch i.d.R durch die 

Berücksichtigung der Auswirkungen auf 

die jeweiligen Biotoptypen generalisie-

rend erfasst. Sofern sich dabei schutz-

würdige Artvorkommen wie beispiels-

weise Arten der Roten Liste ergeben, 

die im Rahmen des indikatorischen An-

satzes nicht ausreichend berücksichtigt 

werden, sind diese im Einzelfall vertieft 

zu betrachten. 

Die für diese Biotoptypen vorgesehenen 

Schutz-, Minimierungs- und Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen dienen auch 

dem Schutz der dort betroffenen beson-

ders geschützten Arten.  

Abschichtung/Filter nach den Kriterien: 

"V": Wirkraum des Vorhabens liegt außerhalb des bekannten Verbreitungsgebietes der Art in Bayern; 

"L": Erforderlicher Lebensraum/Standort der Art im Wirkraum des Vorhabens nicht vorkommend  

(Lebensraum-Grobfilter nach z.B. Moore, Wälder, Magerrasen) 

"E": WirkungsEmpfindlichkeit der Art ist vorhabensspezifisch so gering, dass mit hinreichender Sicherheit davon ausgegan-

gen werden kann, dass keine Verbotstatbestände ausgelöst werden können (i.d.R. nur euryöke, weitverbreitete, unge-
fährdete Arten oder bei Vorhaben mit geringer Wirkungsintensität). 

Für die Prüfung nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG  

relevante Arten 

 

Abstimmung der Liste der relevanten Arten mit den Naturschutzbehörden 

 

2. Bestandsaufnahme: Erhebung der Bestandssituation der relevanten Arten im Bezugsraum 

(Auf Grund der Ergebnisse der Bestandsaufnahme sind die Ergebnisse der in der Relevanzprüfung vorgenommenen Ab-

schichtung nochmals auf Plausibilität zu überprüfen.) 

 

3. Prüfung der Betroffenheit: Eingrenzung der vom jeweiligen Vorhaben betroffenen Arten auf Basis der Bestandsauf-

nahme 

 Prüfung, welche der relevanten Arten vom Vorhaben tatsächlich betroffen sind (sein können); Überlagerung von bekannten 

oder modellierten Lebensstätten der jeweiligen lokalen Vorkommen der Arten mit der Reichweite der Vorhabenswirkungen. 

Festlegung der betroffenen Arten: 

NW: Art im Wirkraum durch Bestandserfassung nachgewiesen 

PO: Potentielles Vorkommen: Nicht mit zumutbarem Untersuchungsaufwand nachweisbares Vorkommen, das aber auf-
grund der Lebensraumausstattung des Gebietes und der Verbreitung der Art in Bayern anzunehmen ist. 

Durch das Vorhaben betroffene geschützte Arten 

 

Abstimmung der Liste der betroffenen Arten mit den Naturschutzbehörden 

 

4. Prüfung der Beeinträchtigung: Prüfung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

 Prüfung, ob unter Berücksichtigung der geplanten Vermeidungs- und ggf. vorgezogenen funktionserhaltenden Aus-
gleichs-(CEF-)Maßnahmen die jeweils einschlägigen Verbotstatbestände eintreten werden.  

Arten, für die die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfüllt sind 

(ggf. im Rahmen der Verhältnismäßigkeit Entwicklung weitergehender Vermeidungs-, Minimierungs- und ggf. vorgezogener 
funktionserhaltender Ausgleichs-(CEF-)Maßnahmen und Schritt 4 erneut prüfen.) 

 

5. Prüfung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen der Ausnahmeregelung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG  

(daneben bestehen noch als nicht naturschutzfachliche Ausnahmegründe die zwingenden Gründen des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art sowie die Prüfung der Zumutbarkeit von Alter-
nativen im Hinblick auf sonstige Belange [Darlegung in RE-Unterlage 1, Kap. 2.6]) 

5a Prüfung der Wahrung des (günstigen) Erhaltungszustandes:   

Gewährung einer Ausnahme für die Durchfüh-

rung des Vorhabens darf: 

- zu keiner nachhaltigen Verschlechterung des 

günstigen Erhaltungszustand führen, 

- den jetzigen, bereits ungünstigen Erhal-

tungszustand im Endergebnis jedenfalls nicht 

weiter verschlechtern. 

aktueller Erhaltungszustand darf sich nicht verschlechtern  

(Aufrechterhaltung des Status Quo) 
 

Wenn dies nicht gewährleistet ist >> 

Welche Kompensations-(FCS-)Maßnahmen ("compensation measures") sind erforderlich und geeignet, damit dies sicherge-

stellt werden kann? 

5b Alternativenprüfung 

Gibt es eine hinsichtlich des speziellen Artenschutzes anderweitige zumutbare Alternativen? 
 

 


